Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 27 Ausgegeben Danzig, den 8. April 1936 
Tag In hach Seite 
30. 3. 1936 Verordnung zur Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnnngs not 14 
3. 4. 1936 Verordnung betreffend die Anrechnung und ſonſtige Berückſichtigung der im Danziger 
Stat ſichen di dient abgeleiſteten Dienſtz eit er le Ke ran are 145 
3. 4. 1936 Druckfehlerberichtigung zur Abänderung des Strafgeſetzbuckhchchch gs. 146 
62 Verordnung 


zur Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz). 
Vom 30. März 1936. 
Gemäß § 1 Abſ. VI 53 1 in Verbindung mit § 2b des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

Die Verordnung zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) in der Faſſung vom 
15. September 1934 (G. Bl. S. 691) wird wie folgt geändert: 

§ 7 erhält folgende Faſſung: 

8 7 
(1) Die Abgabe beträgt 
1. für das Gebiet der durch Verordnung vom 8. 8. 1933 (G. Bl. S. 375) mit dem 
Stadtkreis Danzig vereinigten Gemeinden Brentau, Altdorf, Bürgerwieſen, Gr. Wald⸗ 
. dorf und Kl. Walddorf ſowie für das Gebiet der Landgemeinden mit Ausnahme von 
Pfau f.. ER AUBEHIHM. ASUMDIB TESUTOH 15% 
2 für DasFubriger Staatsgebiet 2°. 2... 2.0.20, BESRENRERNTSD 25 0% 
der Friedensmiete. 

(2) Die Abgabe ermäßigt ſich in dem zu Ab}. 1 Ziff. 2 genannten Gebiet bei Wohnungen 
mit einer Jahresfriedensmiete unter 288 Mark = 360 Gulden um 10 vom Hundert der Friedens⸗ 
miete. Dieſe Ermäßigung fällt fort, wenn der Hausbeſitzer nicht für die notwendigen Inſtand⸗ 
ſetzungen der Wohnungen einen entſprechenden Betrag aufwendet. Der Senat entſcheidet end⸗ 
gültig darüber, ob die Ermäßigung aus dem vorbezeichneten Grunde in Fortfall kommt. 

(3) Die Abgabe iſt bis zum 15. jeden Monats zu entrichten. 

(4) Der Senat wird ermächtigt, im Wege der Durchführungsverordnung die Steuerſätze 
herabzuſetzen und die Zahlungstermine abzuändern. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem 1. April 1936 in Kraft. 
Danzig, den 30. März 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Hoppenrath 


63 Verordnung 
betreffend die Annrechnung und ſonſtige Berückſichtigung der im Danziger Staat⸗ 
lichen Hilfsdienſt abgeleiſteten Dienſtzeit. 
Vom 3. April 1936. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 40, 44 und 72 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung 
der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des $ 24 Abſ. 2 der Ver⸗ 
ordnung betreffend die Einführung des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes vom 19. Juni 1934 G. Bl. 
S. 459) in der Faſſung der Verordnung vom 19. November 1934 (G. Bl. S. 755) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 16. 4. 1936.) 


146 

(1) Den Angehörigen des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes, die unter Aushändigung des 
Hilfsdienſtpaſſes aus dem Hilfsdienſt ausſcheiden. darf aus der durch die Erfüllung der Dienſtpflicht 
bedingten Abweſenheit kein Nachteil erwachſen. Insbeſondere it die im Hilfsdienſt abgeleiſtete Dienſtzeit 
als Arbeitszeit in Bezug auf die arbeits vertraglichen Anwartſchaften aller Art, namentlich auf Ge⸗ 
halt oder Lohn, Dienſtalter, Urlaub, Kündigungsſchutz, Ruhelohnverſorgung und Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung anzurechnen. 

(2) Die Hilfsdienitzeit iſt anzurechnen ohne Rückſicht N ob der Angehörige des Damage 
Staatlichen Hilfsdienſtes nach Rückkehr in das Erwerbsleben ſeine Zugehörigkeit zum Betrieb oder 
zum Beruf beibehält oder den Arbeitsplatz oder den Beruf wechſelt oder ob er eine Arbeitsſtelle erſt 
antritt. 

(3) Art und Umfang der aus den arbeitsvertraglichen Anwartſchaften entſtehenden Anſprüche 
regeln ſich nach den Beſtimmungen der für das einzelne Arbeitsverhältnis jeweils maßgebenden Tarif⸗ 
ordnung, des Tarifvertrags, der Betriebs⸗ oder Dienſtordnung. 

(4) In Anrechnung gebracht wird die tatſächliche Dauer der Dienſtleiſtung im Hilfsdienſt, läng⸗ 
ſtens jedoch bis zu einem Jahr. 

(5) Die Dauer der Hilfsdienſtzeit gilt als Betriebs⸗ und Berufszugehörigkeit für die Beſtellung 
als Vertrauensmann im Sinne des $ 8 des Arbeits ordnungsgeſetzes in der Faſſung der Bekanntma⸗ 
chung vom 27. November 1935 (G. Bl. S. 1025) und des § 6 der Verordnung zur Ordnung der 
Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 18. Oktober 1935 (G. Bl. S. 1049). 

(6) Auf die Lehr⸗ und Ausbildungszeit wird die Hilfsdienſtzeit nicht angerechnet. 


8 2 
Dem unter Bed ab 0 ausſcheidenden Stammperſonal des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes 
wird bei der Rückkehr in das Erwerbsleben die Dauer der Dienſtzeit, längſtens jedoch bis zu einem 
Jahr auf die arbeitsvertraglichen Anwartſchaften angerechnet. 
§ 3 
Angehörige des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes, die unter Aushändigung des Hilfsdienit- 
paſſes aus dem Hilfsdienſt ausſcheiden, haben bei Bewerbung im öffentlichen Dienſt den Vorrang 
vor ſonſtigen Bewerbern gleicher Eignung. Bei Vermittlung in Arbeitsplätze der freien Wirtſchaft 
ſind ſie bevorzugt zu berückſichtigen. 
8 4 
Hs Der Dienitzeit im Danziger Staatlichen Hilfsdienſt wird die Dienſtzeit bei dem Freiwilligen Ar- 
beitsdienſt im Gebiete der Freien Stadt Danzig und im Deutſchen Reich und bei dem Neichgerbeite⸗ 
„Dienſt gleichgeſtellt. 
§ 5 
(1) Die Verordnung tritt am 1. April 1936 in Kraft. 
(2) Für die zurückliegende Zeit bis zum Inkrafttreten dieſer Beh können Anſprüche auf 
Grund dieſer Verordnung nicht geltend gemacht werden. 
Danzig, den 3. April 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greifer Huth 


64 Druckfehlerberichtigung 
zur Abänderung des Strafgeſetzbuchs. 
In der Verordnung zur Abänderung des Strafgeſetzbuchs vom 20. März 1936 (G. Bl. S. 136) 
muß es im Artikel I anſtatt „Verfechter“ heißen „Vorſtehern“. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
. — — —— T. EEE TEE EEE EEE TEE TRETEN ENT 


